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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
(Achtes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Stundenlohnes für Maurer in Ortsklasse I des 
sen: , jeweils geltenden Lohntarifvertrages für das Bau- 

gewerbe gewährt; er ist auf volle deutsche Pfennig 
Artikel I | aufzurunden." 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 582), wird wie folgt geändert; 

§ 143 g Abs. 3 erhält folgenden Satz 3: 

„Zum Schlechtwettergeld wird für jede Ausfall- 
stunde ein Zuschlag von fünf vom Hundert des 

Bonn, den 8. November 1967 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 


i Artikel II 

i 

i Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

i 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Zum Schlechtwettergeld soll ein Zuschlag gewährt 
werden. Dieser soll — unabhängig vom Familien- 
stand — je Ausfallstunde fünf vom Hundert des 
Stundenlohnes für Maurer in Ortsklasse I nach dem 
jeweils geltenden Lohntarifvertrag für das Bau- 
gewerbe betragen; er soll auf volle deutsche Pfen- 
nig aufgerundet werden. Für die Betriebe entsteht 
dadurch keine große Mehrbelastung, daß sie diesen 
Zuschlag dem der Tabelle zu entnehmenden Schlecht- 
wettergeld hinzurechnen müssen, bevor sie diesen 
Betrag mit der Zahl der Ausfallstunden verviel- 
fachen. Da der Stundenlohn für Maurer zur Zeit 
4,56 DM beträgt, würde der Zuschlag gegenwärtig 
0,23 DM je Stunde betragen. Die Anknüpfung an 
den Tariflohn bewirkt, daß sich der Zuschlag der 
jeweiligen Lohnhöhe anpaßt. Der Zuschlag soll die 
zusätzlichen Aufwendungen ausgleichen, die den 
Beziehern von Schlechtwettergeld durch die täg- 
liche Arbeitsbereitschaft — sie müssen sich bei 
wechselhaftem Wetter täglich zur Baustelle bege- 
ben, oft ohne ein Arbeitsentgelt zu erzielen — ins- 
besondere für Fahrkosten entstehen. Die Einfüh- 
rung des Zuschlages bedeutet daher keine Durch- 
brechung des Grundsatzes, daß Arbeitslosengeld, 
Kurzarbeitergeld und Schlechtwettergeld gleich hoch 
sein sollen. Der Zuschlag gehört nicht zum Schlecht- 
wettergeld. Da der Zuschlag zum Schlechtwetter- 
geld sich noch in dieser Winterperiode auswirken 
soll, ist es, unabhängig von der Beschlußfassung 
über den Entwurf eines Arbeitsförderungsgesetzes, 
erforderlich, daß der Zuschlag am 1. Januar 1968 
wirksam wird. 
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